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Heute in der CZ

Kurz & Bündig

Planungen für 
Celler Allerinsel
Die Planungen zur Entwick-
lung der Celler Allerinsel treibt 
der städtische Bauausschuss 
vor. Die Unabhängigen wollen 
das von ihnen kritisierte 
Projekt mit einer Unterschrif-
tenaktion verhindern.

Lokales 
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Tarifvertrag zwischen 
Verdi und Diakonie

HANNOVER. Nach jahrelan-
gen Verhandlungen haben die 
Diakonie und die Gewerk-
schaft Verdi erstmals einen 
Mantel-Tarifvertrag unter-
zeichnet. Der laut Verdi einma-
lige Vertrag gilt für Nieder-
sachsen und tritt am 1. Okto-
ber in Kraft. Verdi will auf der 
Grundlage dieses Vertrags nun 
von Montag an für die rund 
37.000 Beschäftigen der Dia-
konie in Niedersachsen über 
höhere Gehälter verhandeln 
und sich dabei an den Forde-
rungen des öffentlichen Diens-
tes orientieren.  � Seite 8

Raab lädt zum  
10. „Song Contest“

Göttingen. Entertainer 
Stefan Raab organisiert heute 
zum zehnten Mal den „Bun-
desvision Song Contest“. Der 
musikalische Länderwettstreit 
wird in Göttingen ausgetragen, 
weil im vergangenen Jahr der 
Sänger Bosse für Niedersach-
sen gewonnen hatte. Unter 
den Kandidaten sind bekannte 
Namen wie Andreas Bourani 
oder Revolverheld genauso 
wie junge Talente. � Seite 9

Wetter� Seite 24 Fussball

Heute

22 
15

Morgen

19 
10

SC Freiburg – 
Hertha BSC� 2:2 

Eintr. Braunschweig – 
Darmstadt 98� 2:0

Anzeigenteil

Veranstaltungen� 18+19
Stellenmarkt� 29–32
Immobilien� 46–50
Automarkt� 54–60

Anzeige

NIEDERSÄCHSISCHE NACHRICHTEN

BERLIN. Nach jahrelangem 
Streit und Gezerre bis zuletzt 
ändert sich im Asylrecht jetzt 
auf einen Schlag sehr viel: Ser-
bien, Mazedonien und Bosnien-
Herzegowina gelten demnächst 
als sichere Herkunftsländer. 
Das hat der Bundesrat gestern 
nach schwieri-
gen Verhandlun-
gen zwischen 
der Union und 
den Grünen be-
schlossen. Abge-
lehnte Asylbe-
werber aus die-
sen drei Balkan-
staaten – vor al-
lem der Minder-
heit der Roma – 
können nun 
schneller abge-
schoben werden. 
Im Gegenzug 
setzten die Grü-
nen mehrere alte Forderungen 
durch, die Asylbewerbern und 
Flüchtlingen mehr Freiheiten 
verschaffen.

Asylbewerber sollen dem-
nach künftig leichter ihren 
Wohnort wechseln und eine 
Arbeit aufnehmen können. 
Sachleistungen werden zum 
Teil durch Geldzahlungen er-
setzt, was für die Ausländer 
mehr Freiheit bedeutet. Außer-
dem sollen die Kommunen bei 
den Kosten für die Unterbrin-
gung der Flüchtlinge Hilfe er-
halten. Weiter unterstützte der 
Bundesrat einen Antrag für ein 
beschleunigtes Bau-Verfahren 
für Asylbewerberheime.

Die Verhandlungen über das 
Herkunftsländer-Gesetz, das 
vor allem von der Union befür-

wortet worden war, endeten 
erst wenige Stunden vor der Ab-
stimmung. Um die Zustimmung 
einer ausreichenden Zahl von 
Bundesländern zu erreichen, 
bot die Union den Grünen den 
Kompromiss an. Der baden-
württembergische Ministerprä-

sident, Winfried 
Kretschmann 
(Grüne), ließ sich 
schließlich um-
stimmen.

Kretschmann 
sagte im Bundes-
rat, er habe sich 
die Entschei-
dung nicht leicht 
gemacht. Die Be-
reitschaft der 
Bevölkerung, 
Flüchtlinge aus 
Kriegsgebieten 
aufzunehmen sei 
sehr groß. Diese 

positive Haltung könne sich 
aber ändern, wenn die Proble-
me durch den großen Zustrom 
von Asylbewerbern nicht ad-
äquat gelöst würden. 

Die rot-grüne niedersächsi-
sche Landesregierung enthielt 
sich bei der Abstimmung im 
Bundesrat. Ministerpräsident 
Stephan Weil (SPD) verteidigte 
den Kompromiss aber gegen 
Kritik: „Die Zahl der Asylbewer-
ber ist deutlich gestiegen. Die 
Unterbringung ist eine große 
Herausforderung.“

Da viele Städte große Proble-
me haben, Flüchtlingen an-
ständige Unterkünfte zur Ver-
fügung zu stellen, wird erwar-
tet, dass der Gesetzentwurf zü-
gig in den Bundestag einge-
bracht werden. (dpa) � Seite 2

Asylrecht 
wird  

reformiert
Bundesrat stimmt für Neufassung

Fast bis zur letzten 
Minute wird verhandelt, 

dann steht der Kom-
promiss. Drei Balkan-
staaten gelten nun als 
„sichere Herkunftslän-

der“. Die Grünen haben 
dafür Forderungen 

durchgesetzt, um die 
Lebensbedingungen 

für Flüchtlinge zu 
verbessern.

CELLE. Ein besonders 
niederträchtiger Raub 
hat sich am Donnerstag in 
der Celler Innenstadt er-
eignet. Eine 72-jährige 
Frau war gegen 21.25 
Uhr mit ihrem Rollator 
auf dem Weg durch die 
Fußgängerzone zu ihrer 

Wohnung, als sie in der 
Poststraße von einem Un-
bekannten mit einem 
Gegenstand auf den Hin-
terkopf geschlagen wur-
de. Die Frau stürzte und 
verlor kurzzeitig das Be-
wusstsein. Der Täter er-
griff ihre Handtasche, in 

der sich 100 Euro befan-
den, und flüchtete mit 
einem Fahrrad in Rich-
tung Schlossplatz. Die 
Frau wurde ins AKH ge-
bracht. Zeugen werden 
gebeten, sich unter 
☏ (05141) 277215 bei der 
Polizei zu melden. (gu)

WINSEN. Hitzige Dis-
kussion über die Muni-
tionsentsorgungsanlage 
in Winsen-Schmalhorn. 
Ausgelöst wurde die De-
batte durch ein Gutach-
ten, in dem festgestellt 
wurde, dass es Probleme 
sowohl bei der Genehmi-

gung als auch der Über-
wachung gegeben hatte.

Die Betreiber der An-
lage, die Dynasafe-Grup-
pe, und auch die Familie 
Lindhorst als Verpächter 
des Geländes sehen hin-
gegen keine gravieren-
den Probleme, wollen 

aber mithelfen, dass 
strittige Fragen geklärt 
werden. Dazu soll es in 
den kommenden Wochen 
ein Gespräch sowohl mit 
Anwohnern als auch 
dem Gutachter und Be-
hördenvertretern geben. 
(th) � Seite 23

Räuber schlägt 72-Jährige nieder Prüfung von Munitionsanlage

Ermittlungen gegen Wulff-Ermittler
GÖTTINGEN. Wegen des Ver-

dachts des Geheimnisverrats 
hat die Staatsanwaltschaft Göt-
tingen strafrechtliche Ermitt-
lungen gegen Ermittler im Fall 
des früheren Bundespräsiden-
ten Christian Wulff eingeleitet. 
Hintergrund sei eine Strafan-
zeige, so gestern der Leiter der 
Staatsanwaltschaft, Stefan Stu-
denroth. Darin werde Ermitt-
lern und anderen „mit dem Fall 

befassten“ Personen vorgewor-
fen, sie hätten vertrauliche In-
formationen an die Presse her-
ausgegeben.

Der Bonner Rechtsanwalt 
Gernot Fritz, der die Strafan-
zeige gestellt hat, bekräftigte 
gestern seinen Vorwurf, wäh-
rend der Ermittlungen gegen 
Wulff durch die Staatsanwalt-
schaft Hannover seien vertrau-
liche Informationen an die Öf-

fentlichkeit gelangt. Sein Ver-
dacht richte sich gegen Ange-
hörige der Staatsanwaltschaft. 
Mit dem Fall seien aber auch 
Mitarbeiter des Landeskrimi-
nalamtes und des Justizminis-
teriums befasst gewesen. Wulff 
war im Februar dieses Jahres 
vom Vorwurf der Vorteilsan-
nahme in seiner Zeit als nieder-
sächsischer Ministerpräsident 
freigesprochen worden. (dpa)
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Seit gestern Abend jagt in der Celler Altstadt eine Attraktion die 
andere: Beim Stadtfest ist für jeden Musik-Geschmack und für jedes 

Alter etwas dabei. Gestern rockten Hunderte von Besuchern  – wie hier 
beim Auftritt von Phil Barnes – bis spät in die Nacht. Am heutigen 
Samstag kommt das große Finale, das bereits um 11 Uhr beginnt. Das 
Festprogramm ist so mit Bands und Aktionen vollgepackt, dass es 
beinahe egal ist, wann man heute in die City kommt. (mi) Seite 11

Celler Party-Marathon startet

DFB-Plan geht auf Duin fordert neuen Kurs
GENF. Die deutschen Fuß-

ball-Fans dürfen sich in den 
kommenden Jahren auf ganz 
viele EM-Partien in den Sta-
dien der Weltmeister-Liga 
freuen. Zwar erhielt der Deut-
sche Fußball-Bund (DFB) ges-
tern in Genf nicht den Zu-
schlag für das Endspiel und 
die Halbfinals der ersten Pan-
europäischen Europameister-
schaft 2020, bekam aber ein 
Viertelfinale und drei Grup-
penspiele in München zuge-
sprochen. 

Zudem sind mit der Ent-
scheidung der UEFA für Lon-
don als Krönungsort des über-
nächsten Europameisters die 
deutschen Chancen auf die 
Ausrichtung der EM 2024 
deutlich gestiegen. Es spricht 
viel dafür, dass Deutschland 
bei zwei aufeinanderfolgen-
den Kontinental-Turnieren als 
Veranstalter dabei ist. „Es ist 
genau das eingetroffen, was 
wir uns vorgestellt hatten“, 
sagte DFB-Präsident Wolfgang 
Niersbach. (dpa) � Seite 36

KÖLN. Der nordrhein-west-
fälische Wirtschaftsminister 
Garrelt Duin verlangt von sei-
ner Partei SPD einen neuen 
Kurs in der Wirtschaftspolitik. 
Die bisherigen Vorhaben der 
SPD-Spitze mit Mietpreis-
bremse, Frauenquote und 
neuen Regeln für die Leih-
arbeit gingen „kaum über die 
To-do-Liste des Betriebsrats 
hinaus“, rügte der bis 2010 als 
Landesvorsitzender der SPD 
in Niedersachsen amtierende 
Politiker  in einem Gastbeitrag 

für den „Kölner Stadt-Anzei-
ger“. „Wo bleibt die Wirt-
schaftspolitik neuer Qualität?“ 
Duin plädierte dafür, der Wirt-
schaft mehr Freiheiten zu las-
sen. „Mehr Regulierung des 
Marktes ist falsch. Wer das 
Bild vom mündigen Bürger 
nicht nur sonntags malt, 
schüttelt den Kopf über die 
neue Ökodesign-Richtlinie der 
EU für Staubsauger oder über 
Gedanken, mit dem Verbot von 
Plastiktüten die Welt zu ret-
ten.“ (dpa)

Schotten gegen  
Unabhängigkeit
Die Schotten haben sich 
gegen die Unab- 
hängigkeit von  
Großbri- 
tannien  
entschieden.
             Politik 
                Seite 4

Mit einem Fuß im 
DDR-Knast?
25 Jahre nach dem  
Mauerfall hat  
sich die  
Cellerin Karin  
Abenhausen 
auf die Suche 
nach ihrer 
Stasi-Akte 
gemacht.
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Vertrauen,
das sich lohnt.
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